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Abschnitt I
Allgemeine Bestimmungen

 

§ 1
Anwendungsbereich

Dieses Gesetz regelt die Gestaltung des Jugendarrestes infolge einer Verurteilung von Jugendlichen
oder Heranwachsenden (im Folgenden „Jugendliche“) oder der beschlussweisen Anordnung nach den
Vorschriften des Jugendgerichtsgesetzes (JGG). Für den Vollzug des Jugendarrestes sind eine oder
mehrere Anstalten (im Folgenden „Anstalt“) in Form von selbständigen Jugendarrestanstalten oder
abgetrennten Vollzugsbereichen baulich getrennt von anderen Formen des Justizvollzuges vorzuhal-
ten. Der Arrest hat eine maximale Dauer von vier Wochen (§ 16 JGG).

 

§ 2
Ziel

Die Durchführung des Arrestes leistet einen Beitrag dazu, die Jugendlichen zur Führung eines eigen-
verantwortlichen Lebens ohne weitere Straftaten zu befähigen. Sie ist insbesondere auch auf weitere
Hilfs- und Betreuungsangebote für die Zeit nach der Entlassung auszurichten.

 

§ 3
Grundsätze der Arrestgestaltung

(1) Der Jugendarrest ist pädagogisch zu gestalten. Ein pädagogisches Gesamtkonzept ist unter Beteili-
gung von Fachkräften der Jugendhilfe und mit erziehungswissenschaftlicher Beratung zu erstellen und
fortzuentwickeln.

(2) Die Gestaltung des Jugendarrestes berücksichtigt das Recht der Jugendlichen auf Privatsphäre.

(3) Alter, körperliche und seelische Gesundheit, der individuelle Entwicklungsstand, die Fähigkeiten
der Jugendlichen, ihre persönliche Situation sowie die unterschiedlichen Lebenslagen und Bedürfnisse
der weiblichen und männlichen Jugendlichen sind bei der Arrestgestaltung zu berücksichtigen.

 

§ 4
Grundsätze der Förderung

(1) Die Selbstachtung der Jugendlichen, ihr Verantwortungsgefühl und ihr Einfühlungsvermögen in das
Erleben Anderer sowie Einstellung und Kompetenzen, die vor erneuter Straffälligkeit schützen, sind zu
fördern.

(2) Fähigkeiten und Begabungen der Jugendlichen sind zu ergründen und zu fördern.

(3) Der Arrest fördert die Auseinandersetzung der Jugendlichen mit ihrer Verantwortung für ihre Straf-
taten und deren Folgen. Er fördert das Bemühen der Jugendlichen um einen Ausgleich mit dem Ge-
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schädigten (Täter-Opfer-Ausgleich). Er soll den Jugendlichen sozial angemessene Verhaltensweisen
unter Achtung der Rechte Anderer vermitteln.

(4) Die Jugendlichen werden unterstützt, ihre persönlichen und sozialen Schwierigkeiten zu bewälti-
gen. Die Hilfe ist darauf auszurichten, sie in die Lage zu versetzen, ihre Angelegenheiten zunehmend
selbst zu ordnen und zu regeln.

(5) Die Förderung der Jugendlichen berücksichtigt Hilfen und Leistungen, die ihnen oder der Familie
außerhalb des Arrestes gewährt werden.

(6) Die Zeit des Arrestes dient auch dazu, den weitergehenden Förder- und Betreuungsbedarf der Ju-
gendlichen zu ermitteln.

 

§ 5
Förderangebote

Elemente der pädagogischen Gestaltung sind insbesondere:

1. Aktive Alltagsgestaltung und spezifische soziale Trainings,

 

2. Gruppenarbeit,

 

3. Einzelgespräche,

 

4. Gemeinschaftsveranstaltungen,

 

5. altersgemäße, gemeinnützige Beschäftigung,

 

6. Beteiligung an den Hausdiensten,

 

7. Freizeitgestaltung,

 

8. Sport und

 

9. die Vermittlung stabilisierender Kontakte und Anlaufstellen.

 

 

§ 6
Mitwirkung und Stellung der Jugendlichen

(1) Die Bereitschaft der Jugendlichen, an der Erreichung des Arrestzieles mitzuwirken, ist zu fördern.

(2) Die Jugendlichen unterliegen den in diesem Gesetz vorgesehenen Beschränkungen ihrer Freiheit.

(3) Die Maßnahmen im Arrest sollen den Jugendlichen erläutert werden.

 

§ 7
Zusammenarbeit und Einbeziehung Dritter
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(1) Alle in der Anstalt Tätigen arbeiten zusammen und wirken daran mit, das Ziel des Arrestes zu er-
reichen.

(2) Die Anstalt arbeitet mit Personen, Behörden und Einrichtungen außerhalb des Arrestes zusammen,
deren Mitwirkung das Erreichen des Arrestziels fördern kann. Dies gilt insbesondere für die Jugendäm-
ter, die Bewährungshilfe und die freien Träger der Jugendhilfe.

(3) Soweit Jugendämter nach diesem Gesetz zu informieren oder zu beteiligen sind, erstreckt sich dies
auf das örtlich zuständige und auf das im Verfahren mitwirkende Jugendamt.

(4) Werden die Jugendlichen bereits durch das Jugendamt betreut oder erhalten sie oder die Familie
andere Sozialleistungen, die auch ihrer Entwicklung dienen sollen, sollen die Maßnahmen bei der Ar-
restgestaltung berücksichtigt werden. In geeigneten Fällen kann der Träger in die Arrestgestaltung
einbezogen werden.

(5) Das Jugendamt ist von der Aufnahme in den Arrest zu unterrichten.

 

§ 8
Personensorgeberechtigte

(1) Die Personensorgeberechtigten sind von der Aufnahme in den Arrest sowie über besondere Bege-
benheiten zu unterrichten.

(2) Die Anstalt soll Kontakt zu den Personensorgeberechtigten aufnehmen und diese zu Gesprächen
einladen, wenn dies dem Arrestziel dient.

(3) Die Personensorgeberechtigten und andere Personen können an der Arrestgestaltung beteiligt
werden.

 

Abschnitt II
Aufschub und Unterbrechung der Vollstreckung,

Zuführung

 

§ 9
Aufschub und Unterbrechung

der Vollstreckung

Die gemäß § 85 Absatz 1 JGG zuständige Vollstreckungsleitung kann einen Aufschub oder eine Unter-
brechung der Vollstreckung anordnen, wenn die oder der Jugendliche erkrankt ist oder aus sonstigen
Gründen vorübergehend nicht arresttauglich ist. Ab der 20. Schwangerschaftswoche, während des ge-
setzlichen Mutterschutzes und während der Stillzeit ist bei weiblichen Jugendlichen die Vollstreckung
aufzuschieben. § 83 JGG gilt entsprechend.

 

§ 9a
Kosten
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Bedürftigen Jugendlichen können die Kosten für die Fahrt zum Antritt des Jugendarrestes ganz oder
teilweise erstattet werden und es kann ihnen eine Entlassungsbeihilfe in Form eines Reisekostenzu-
schusses oder sonstige notwendige Unterstützung gewährt werden.

 

§ 10
Zuführung

Erscheint die oder der Jugendliche trotz ordnungsgemäßer Ladung zum Antritt des Arrestes nicht und
ist das Ausbleiben nicht ausreichend entschuldigt, kann die gemäß § 85 Absatz 1 JGG zuständige Voll-
streckungsleitung die Zuführung durch Polizei anordnen. Sie kann Anordnungen über die Art und Wei-
se der Durchsetzung der Vorführung treffen.

 

Abschnitt III
Aufnahme, Planung und Gestaltung

des Dauerarrestes

 

§ 11
Aufnahme

(1) Mit den Jugendlichen wird nach ihrer Aufnahme unverzüglich ein Zugangsgespräch geführt, in dem
ihre gegenwärtige Lebenssituation erörtert wird.

(2) Während des Aufnahmeverfahrens dürfen andere Jugendliche nicht zugegen sein.

(3) Die Jugendlichen werden über ihre Rechte und Pflichten informiert. Ihnen ist die Hausordnung aus-
zuhändigen. Dieses Gesetz, die von ihm in Bezug genommenen Gesetze sowie die zu seiner Ausfüh-
rung erlassenen Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften sind den Jugendlichen auf Verlan-
gen zugänglich zu machen.

(4) Die Jugendlichen werden nach der Aufnahme alsbald ärztlich untersucht.

(5) Treten Umstände hervor, die allein oder in Verbindung mit den bereits bekannten Umständen ein
Absehen von der Vollstreckung oder ihre Unterbrechung rechtfertigen können, und ist die Anstalts-
leiterin oder der Anstaltsleiter nicht zugleich Vollstreckungsleiterin oder Vollstreckungsleiter, hat die
Anstaltsleitung die Vollstreckungsleitung unverzüglich darüber zu unterrichten. Die Anstalt informiert
hierüber das Jugendamt.

 

§ 12
Arrestplanung

(1) Auf Grundlage der Feststellungen des Zugangsgesprächs, der Berichte der Jugendgerichtshilfe und
der Erkenntnisse aus den Vollstreckungsunterlagen verschaffen sich Vollzugsleitung und beteiligte Be-
dienstete im Anschluss an das Zugangsgespräch einen Eindruck von der Persönlichkeit der oder des
Jugendlichen, ihren oder seinen Lebensverhältnissen und den prägenden Umständen.

(2) Gemeinsam mit der oder dem Jugendlichen ist ein Förderplan zu erstellen, der Angaben über die
Teilnahme an Förderangeboten (§ 5) und über externe Hilfsangebote, insbesondere zur Fortführung
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vor oder im Arrest begonnener Maßnahmen, enthält. Anregungen und Vorschläge der oder des Ju-
gendlichen werden einbezogen, soweit sie der Erreichung des Arrestziels dienen.

 

§ 13
Kontakte, Anlaufstellen

(1) Den Jugendlichen soll alsbald nach der Aufnahme Kontakte zur Jugendhilfe, externen Organisatio-
nen und Bildungsstätten sowie zu Personen und Vereinen ermöglicht werden, die ihnen nach der Ent-
lassung persönliche und soziale Hilfestellung leisten können. Dazu sollen Gesprächskontakte und re-
gelmäßige Informationsveranstaltungen durchgeführt und Ansprechpartner benannt werden, an die
sie sich nach ihrer Entlassung wenden können.

(2) Den Jugendlichen ist die Bedeutung der nachsorgenden Betreuung zu vermitteln. Sie sind dazu an-
zuhalten, frühzeitig den Kontakt zu den ihnen vermittelten Personen und Anlaufstellen herzustellen
und aufrechtzuerhalten.

 

§ 14
Aufenthalt außerhalb der Anstalt

(1) Den Jugendlichen kann der Aufenthalt außerhalb der Anstalt ermöglicht werden um ihre Schule
oder ihren Ausbildungs- oder Arbeitsplatz zu erreichen oder um an Förderangeboten außerhalb der
Anstalt teilzunehmen, wenn die weitere Durchführung des Arrestes nicht gefährdet wird. Sie werden
begleitet, wenn dies erforderlich ist.

(2) Den Jugendlichen kann der Aufenthalt außerhalb der Anstalt zur Erledigung persönlicher Angele-
genheiten oder als Vergünstigung gestattet werden. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Soweit ihre Mittel nicht ausreichen, werden die Fahrtkosten für öffentliche Verkehrsmittel erstat-
tet.

 

§ 15
Entlassung

(1) Die Anstaltsleitung fertigt zur Entlassung einen Schlussbericht, welcher insbesondere folgende An-
gaben enthält:

1. Aussagen zur Persönlichkeit der oder des Jugendlichen und zu den Lebensumständen vor dem
Arrest,

 

2. Verlauf des Jugendarrestes,

 

3. Fördermaßnahmen und die Mitwirkung der oder des Jugendlichen,

 

4. vermittelte externe Hilfsangebote mit Hinweisen zur Fortführung im Arrest begonnener Maß-
nahmen,

 

5. der weitere Förderungs- und Betreuungsbedarf.
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Die Anstaltsleitung bespricht den wesentlichen Inhalt mit der oder dem Jugendlichen.

(2) Der Schlussbericht wird zu den Arrest- und Vollstreckungsakten gebracht. Eine Abschrift soll der
oder dem Jugendlichen ausgehändigt werden. Darüber hinaus ist eine Abschrift den Personensorgebe-
rechtigten, dem Jugendamt, bei unter Bewährung stehenden Jugendlichen auch der zuständigen Be-
währungshelferin oder dem zuständigen Bewährungshelfer zuzuleiten. Laufen außerhalb des Arrestes
Fördermaßnahmen oder wurden diese im Arrest vorbereitet, soll eine Abschrift auch den Trägern der
Fördermaßnahmen übersandt werden, wenn die oder der Jugendliche eingewilligt hat.

 

Abschnitt IV
Andere Arrestformen

 

§ 16
Freizeit- und Kurzarrest

Für den Kurz- und Freizeitarrest gelten die Vorschriften zum Dauerarrest entsprechend. Die Arrestpla-
nung (§ 12) und der Schlussbericht (§ 15) können in vereinfachter Form erfolgen. Ein Aufenthalt au-
ßerhalb der Anstalt (§ 14) wird nur in besonderen Einzelfällen gestattet. Den Jugendlichen ist ein Auf-
enthalt im Freien (§ 24 Absatz 3) von wenigstens einer Stunde täglich zu ermöglichen. Besuche (§ 27)
können ausgeschlossen werden. Von Sportangeboten kann abgesehen werden (§ 34).

 

§ 17
Arrest wegen der Nichterfüllung von

Weisungen, Auflagen oder Anordnungen

(1) Die Jugendlichen sind anzuhalten, die ihnen auferlegten Weisungen oder Auflagen zu erfüllen. Ist
die oder der Jugendliche zur Erfüllung der Weisungen oder Auflagen bereit, informiert die Anstalt dar-
über den Vollstreckungsleiter (§ 82 Absatz 1 JGG). Mit dessen Einverständnis kann die Anstalt in ge-
eigneten Fällen der oder dem Jugendlichen ermöglichen, Leistungen zur Erfüllung der Weisungen oder
Auflagen, auch außerhalb der Anstalt, zu erbringen. § 14 Absatz 1 gilt entsprechend.

(2) Absatz 1 gilt für die Nichterfüllung von Anordnungen gemäß § 98 Absatz 2 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten entsprechend.

 

§ 17a
Jugendarrest neben Jugendstrafe

(1) Die Gestaltung des Arrestes und die Einzelmaßnahmen haben sich zusätzlich an den gemäß § 16a
Absatz 1 des Jugendgerichtsgesetzes genannten Anordnungsgründen zu orientieren.

(2) Die Bewährungshilfe hält während des Arrestes Kontakt zu den Jugendlichen und wirkt an der Pla-
nung und Einleitung nachsorgender Hilfe mit, um eine bestmögliche Vorbereitung der Bewährungszeit
nach dem Arrest zu gewährleisten.
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(3) In den Fällen des § 16a Absatz 1 Nummer 2 des Jugendgerichtsgesetzes sind den Jugendlichen
Kontakte zu Personen des sozialen Umfeldes nur dann zu gestatten, wenn schädliche Einflüsse nicht
zu befürchten sind.

(4) Ist der Jugendarrest neben Jugendstrafe in Form eines Freizeit- oder Kurzarrestes verhängt wor-
den, findet zusätzlich § 16 Anwendung.

 

Abschnitt V
Unterbringung

 

§ 18
Trennung von weiblichen und männlichen

Jugendlichen

Weibliche und männliche Jugendliche werden während der Ruhezeiten in getrennten Arresträumen
untergebracht.

 

§ 19
Unterbringung während der Ruhezeiten

(1) Die Jugendlichen werden während der Ruhezeiten einzeln in einem Arrestraum untergebracht. Ein
begrenzter gemeinsamer Einschluss von höchstens zwei Jugendlichen während des Tages ist mit de-
ren Zustimmung zulässig, soweit es dem Erreichen des Arrestziels nicht entgegensteht.

(2) Die gemeinsame Unterbringung von höchstens zwei Jugendlichen in einem geeigneten Arrestraum
während der Ruhezeiten ist nur zulässig, soweit dies zumindest für einen förderlich ist, dem Wohl des
anderen nicht entgegensteht und beide Jugendlichen zustimmen.

 

§ 20
Arrestraum

Die Arresträume sind in angemessenem Umfang wohnlich einzurichten und mit einer eigenen abge-
grenzten sanitären Einrichtung auszustatten.

 

§ 21
Persönlicher Gewahrsam, Kleidung

(1) Die Jugendlichen dürfen nur Sachen in Gewahrsam haben oder annehmen, die ihnen von der An-
stalt oder mit deren Zustimmung überlassen werden. Sachen, die geeignet sind, die Sicherheit oder
in erheblicher Weise die Ordnung der Anstalt oder die Erreichung des Arrestziels zu gefährden, dürfen
nicht eingebracht werden.
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(2) Eingebrachte Sachen, die die Jugendlichen nicht in Gewahrsam haben dürfen, sind für sie aufzube-
wahren, sofern dies nach Art und Umfang möglich ist. Anderenfalls ist die Anstalt berechtigt, diese Sa-
chen auf Kosten der Jugendlichen entfernen zu lassen.

(3) Die Zustimmung nach Absatz 1 kann widerrufen werden, wenn dies zur Aufrechterhaltung der Si-
cherheit, zur Abwendung einer erheblichen Störung der Ordnung der Anstalt oder zur Vermeidung ei-
ner erheblichen Gefährdung des Arrestziels erforderlich ist.

(4) Die Jugendlichen tragen ihre eigene Kleidung. Bei Bedarf stellt ihnen die Anstalt Kleidung zur Ver-
fügung.

 

§ 22
Ausantwortung

Die Jugendlichen dürfen befristet dem Gewahrsam eines Gerichts, einer Staatsanwaltschaft oder einer
Polizei-, Zoll- oder Finanzbehörde oder dem Landesamt für Zuwanderung und Flüchtlinge auf Antrag
überlassen werden (Ausantwortung).

 

Abschnitt VI
Verpflegung und Gesundheitsfürsorge

 

§ 23
Verpflegung, Einkauf

(1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung entsprechen den besonderen Anforde-
rungen an eine gesunde Ernährung und werden ärztlich überwacht. Auf ärztliche Anordnung wird be-
sondere Verpflegung gewährt. Den Jugendlichen ist zu ermöglichen, Speisevorschriften ihrer Religi-
onsgemeinschaft zu befolgen.

(2) Die Jugendlichen können aus einem von der Anstalt vermittelten Angebot einkaufen. Die Anstalt
soll für ein Angebot sorgen, das auf Wünsche und Bedürfnisse der Jugendlichen Rücksicht nimmt.

 

§ 24
Gesundheitsfürsorge

(1) Die Anstalt unterstützt die Jugendlichen bei der Erhaltung und Wiederherstellung ihrer körperli-
chen und seelischen Gesundheit. Die Jugendlichen haben die notwendigen Anordnungen zum Gesund-
heitsschutz und zur Hygiene zu befolgen.

(2) Die Bedeutung einer gesunden Lebensführung ist ihnen in geeigneter Form zu vermitteln. Insbe-
sondere ist auf die Gefährdung durch Infektionen, illegale Drogen, Tabak und Alkohol hinzuweisen. In-
soweit sollen jugendspezifisch zugeschnittene Beratungs-, Behandlungs- und Betreuungsangebote un-
terbreitet werden. Den Jugendlichen werden auch die Vorteile gesunder Ernährung nahegebracht.

(3) Den Jugendlichen wird ermöglicht, sich täglich mindestens eine Stunde im Freien aufzuhalten.
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§ 25
Medizinische Leistungen

Soweit erforderlich werden die Jugendlichen während des Arrestes ärztlich behandelt. Die Behandlung
umfasst notwendige, ausreichende und zweckmäßige medizinische Leistungen unter Beachtung des
Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und der Dauer des Freiheitsentzuges.

 

§ 26
Maßnahmen auf dem Gebiet der

Gesundheitsfürsorge

(1) Zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene ist die zwangsweise körperliche Untersuchung zulässig,
wenn sie nicht mit einem körperlichen Eingriff verbunden ist. Die Maßnahme darf nur auf Anordnung
und unter Leitung einer Ärztin oder eines Arztes durchgeführt werden, unbeschadet der Leistung ers-
ter Hilfe für den Fall, dass eine Ärztin oder ein Arzt nicht rechtzeitig erreichbar und mit einem Auf-
schub Lebensgefahr zu befürchten ist.

(2) Die Jugendlichen können ausgeführt werden, wenn dies erforderlich ist, um sie ärztlich untersu-
chen oder behandeln zu lassen.

 

Abschnitt VII
Außenkontakte

 

§ 27
Besuch

(1) Die Jugendlichen dürfen in der Regel eine Stunde Besuch pro Woche von den Eltern oder Perso-
nensorgeberechtigten empfangen. Die Anstalt kann darüber hinausgehende Besuche anderer Perso-
nen gestatten, wenn anzunehmen ist, dass der Besuch für die Erreichung des Arrestzieles förderlich
ist.

(2) Besuche von Verteidigerinnen oder Verteidigern sind zu gestatten. Dasselbe gilt für Besuche von
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten, Notarinnen und Notaren, Beiständen nach § 69 JGG sowie
für Besuche durch Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der sozialen Dienste der Justiz und der Jugend-
gerichtshilfe. Eine inhaltliche Überprüfung der mitgeführten oder ausgetauschten Schriftstücke und
sonstigen Unterlagen ist nicht zulässig.

(3) Die Anstaltsleitung kann Besuche untersagen, wenn diese die Sicherheit oder in erheblicher Weise
die Ordnung der Anstalt gefährden.

(4) Die Anstaltsleitung kann den Jugendlichen gestatten, Besuche mittels einer audiovisuellen Verbin-
dung (Videobesuch) durchzuführen.

 

§ 28
Durchführung der Besuche
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(1) Besuchende Personen und die von ihnen mitgeführten Sachen können mit technischen Mitteln
oder sonstigen Mitteln kontrolliert werden (Absuchung). Aus Gründen der Sicherheit können Besuche
davon abhängig gemacht werden, dass die besuchenden Personen und die von ihnen mitgeführten
Sachen durchsucht werden.

(2) Die Durchsuchung der Besucherinnen darf nur durch weibliche Bedienstete, die Durchsuchung der
Besucher nur durch männliche Bedienstete erfolgen. Sonstige besuchende Personen haben die Wahl-
möglichkeit einer Durchsuchung durch männliche oder weibliche Bedienstete. Die betroffene Person
ist auf ihr Wahlrecht hinzuweisen; der Hinweis und die Entscheidung der betroffenen Person sind zu
dokumentieren. Wird das Wahlrecht nicht ausgeübt, entscheidet die Anstalt nach billigem Ermessen.

(3) Bei Darlegung eines berechtigten Interesses steht das Wahlrecht auch weiblichen und männlichen
Besuchern zu, so dass die Durchsuchung Bediensteten des jeweils anderen Geschlechts übertragen
wird. Die betroffene Person ist auf die Regelung des Satzes 1 hinzuweisen; Absatz 2 Satz 3 2. Halbsatz
gilt entsprechend.

(4) Bei jeder Durchsuchung ist das Schamgefühl zu schonen.

(5) Besuche können aus Gründen der Erziehung, der Sicherheit, erheblichen Gefährdungen der Ord-
nung oder wenn dieses zur Erreichung des Vollzugszieles geboten ist, optisch überwacht werden. Die
Überwachung kann mit technischen Hilfsmitteln durchgeführt werden. Die betroffenen Personen sind
vorher darauf hinzuweisen. Eine Aufzeichnung findet nicht statt.

(6) Besuche der in § 27 Absatz 2 genannten Personen werden nicht überwacht.

(7) Der Besuch darf abgebrochen werden, wenn durch den Besuchsverlauf die Sicherheit oder in er-
heblicher Weise die Ordnung der Anstalt gefährdet wird. Besuche von anderen Personen nach § 27
Absatz 1 Satz 2 können auch abgebrochen werden, wenn zu befürchten ist, dass der Besuch einen
schädlichen Einfluss ausübt.

 

§ 29
Telefongespräche

(1) Den Jugendlichen kann gestattet werden, Telefongespräche zu führen. § 27 Absatz 2 und 3 und
§ 28 Absatz 4 gelten entsprechend.

(2) Telefongespräche dürfen akustisch nur überwacht werden, soweit dies im Einzelfall aus Gründen
der Sicherheit oder einer erheblichen Gefährdung der Ordnung der Anstalt erforderlich ist oder wenn
dies zur Erreichung des Vollzugszieles geboten ist. Die Überwachung ist den Teilnehmern zuvor anzu-
kündigen. Eine Aufzeichnung findet nicht statt. Telefongespräche mit Eltern, Personensorgeberechtig-
ten oder den in § 27 Absatz 2 genannten Personen werden nicht überwacht.

(3) Die Kosten tragen die Jugendlichen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in
angemessenem Umfang übernehmen.

 

§ 30
Schriftwechsel und Pakete



- Seite 17 von 27 -

(1) Die Jugendlichen haben das Recht, Schreiben abzusenden und zu empfangen. Die Anstalt fördert
die schriftliche Kommunikation. Die Jugendlichen haben das Absenden und den Empfang von Schrei-
ben durch die Anstalt vermitteln zu lassen, soweit nichts anderes gestattet ist. § 29 Absatz 3 gilt ent-
sprechend.

(2) Außer bei Personensorgeberechtigten und den in § 27 Absatz 2 genannten Personen sowie den in
§ 51 Absatz 3 des Jugendstrafvollzugsgesetzes genannten Institutionen kann die Anstaltsleitung den
Schriftwechsel mit bestimmten Personen untersagen,

1. soweit Personensorgeberechtigte nicht einverstanden sind,

 

2. bei Personen, die nicht Angehörige nach § 11 Absatz 1 Nummer 1 des Strafgesetzbuchs sind,
soweit zu befürchten ist, dass der Schriftwechsel einen schädlichen Einfluss auf die Jugendli-
chen hat, oder

 

3. soweit die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet würde.

 

(3) Der Empfang von Paketen und Päckchen ist den Jugendlichen nicht gestattet. Die Anstaltsleitung
kann den Empfang von Paketen und Päckchen in Ausnahmefällen zulassen.

 

§ 31
Kontrolle des Schriftverkehrs

(1) Der Schriftverkehr mit den in § 27 Absatz 2 genannten Personen und mit den in § 51 Absatz 3 Ju-
gendstrafvollzugsgesetz genannten Personen oder Institutionen wird nicht überwacht.

(2) Der übrige Schriftverkehr darf überwacht werden, soweit dies aus Gründen der Erziehung oder der
Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erforderlich ist. Werden die Schreiben auf verbotene Gegenstän-
de kontrolliert, soll dies in Gegenwart des Jugendlichen erfolgen. Eine Inhaltskontrolle ist nur im Ein-
zelfall zulässig; der Schriftverkehr mit Eltern und Personensorgeberechtigten unterliegt nicht der In-
haltskontrolle.

(3) §§ 50, 52 Jugendstrafvollzugsgesetz gelten entsprechend.

 

§ 32
Andere Formen der Telekommunikation

Die Anstaltsleitung kann den Jugendlichen auch gestatten, andere Formen der Telekommunikation zu
nutzen. Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten entsprechend.

 

Abschnitt VIII
Freizeit und Sport

 

§ 33
Freizeit
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(1) Die Jugendlichen sind anzuhalten, ihre Freizeit sinnvoll zu gestalten. Hierzu sollen insbesondere
handwerkliche und kreative Betätigungen ermöglicht werden.

(2) Die Jugendlichen sollen Gelegenheit erhalten, eine Bücherei zu nutzen. Sie können in angemesse-
nem Umfang Bücher besitzen.

(3) Den Jugendlichen kann gestattet werden, am gemeinschaftlichen Fernsehempfang teilzunehmen.
Sie können durch die Anstalt vermittelte Hörfunkgeräte nutzen. Der Zugang zu tagesaktuellen Infor-
mationen ist zu ermöglichen.

 

§ 34
Sport

Den Jugendlichen ist eine sportliche Betätigung von wenigstens vier Stunden je Woche zu ermögli-
chen.

 

Abschnitt IX
Religionsausübung

 

§ 35
Seelsorge

(1) Die Jugendlichen haben einen Anspruch auf religiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin oder ei-
nen Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft. Auf Wunsch ist ihnen zu helfen, mit einer Seelsorgerin
oder einem Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten.

(2) Die Jugendlichen dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Sie dürfen ihnen nur bei gro-
bem Missbrauch entzogen werden.

(3) Den Jugendlichen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang zu belas-
sen.

(4) Dasselbe gilt für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse.

 

Abschnitt X
Verhalten im Jugendarrest

 

§ 36
Verhaltensvorschriften

(1) Das Verantwortungsbewusstsein der Jugendlichen für ein sozialverträgliches Verhalten ist zu för-
dern. Sie haben sich nach der Tageseinteilung der Einrichtung zu richten und dürfen durch ihr Verhal-
ten das geordnete Zusammenleben nicht stören.
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(2) Die Jugendlichen haben die Anordnungen der Bediensteten zu befolgen. Einen ihnen zugewiese-
nen Bereich dürfen sie nicht ohne Erlaubnis verlassen.

(3) Die Jugendlichen haben ihren Arrestraum und die ihnen von der Anstalt überlassenen Sachen in
Ordnung zu halten und schonend zu behandeln.

(4) Die Jugendlichen haben Umstände, die eine Gefahr für das Leben oder eine erhebliche Gefahr für
die Gesundheit einer Person bedeuten, unverzüglich zu melden.

 

§ 37
Hausregeln

(1) Die Anstaltsleitung erlässt grundlegende Regeln für den Aufenthalt in der Anstalt. Darin sind insbe-
sondere die Rechte und Pflichten der Jugendlichen, der Tagesablauf und der Wochenplan zu beschrei-
ben. Sie sind so zu verfassen, dass die Jugendlichen Sinn und Zweck der Regeln für ein gemeinschaft-
liches Zusammenleben verstehen können.

(2) Darüber hinausgehende Regeln des Zusammenlebens sollen mit den Jugendlichen gemeinsam er-
arbeitet werden.

 

§ 38
Konfliktregelung

(1) Verstoßen die Jugendlichen gegen Pflichten, die ihnen durch dieses Gesetz oder aufgrund dieses
Gesetzes auferlegt sind, werden Ursachen und Auswirkungen dieser Pflichtverstöße alsbald nach ihrer
Feststellung in Gesprächen erörtert und möglichst aufgearbeitet.

(2) Verbleibende Probleme sollen durch ausgleichende Maßnahmen, insbesondere Entschuldigung,
Schadenswiedergutmachung oder -beseitigung bewältigt werden.

(3) Sind Konfliktgespräche und ausgleichende Maßnahmen nicht ausreichend, können beschränkende
Maßnahmen angeordnet werden. Die Dauer der weiteren Maßnahmen beträgt maximal zwei Tage. Be-
schränkende Maßnahmen sind insbesondere

1. die Beschränkung des Einkaufs,

 

2. die Beschränkung oder der Entzug einzelner Gegenstände für die Freizeitbeschäftigung mit
Ausnahme von Büchern der Einrichtungsbücherei,

 

3. der Entzug des Rundfunkempfangs,

 

4. der Ausschluss von einzelnen Freizeitveranstaltungen,

 

5. das Schreiben eines Aufsatzes,

 

6. das Auferlegen einer Einzelfreistunde oder
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7. der Ausschluss von der Gruppenarbeit.

 

(4) Die Anstaltsleitung legt fest, welche Bediensteten befugt sind, ausgleichende oder beschränkende
Maßnahmen anzuordnen.

(5) Es sollen solche Maßnahmen angeordnet werden, die mit der Verfehlung in Zusammenhang ste-
hen.

 

Abschnitt XI
Sicherheit und Ordnung

 

§ 39
Absuchung, Durchsuchung

(1) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder zur Abwehr von schwerwiegenden Gefahren für die Ord-
nung der Anstalt dürfen die Jugendlichen, ihre Sachen und die Arresträume durchsucht und mit tech-
nischen Mitteln abgesucht werden. Die Durchsuchung der Person darf nur von Bediensteten dessel-
ben Geschlechts vorgenommen werden. Das Schamgefühl ist zu schonen.

(2) Nur bei Gefahr im Verzug oder auf Anordnung der Anstaltsleitung im Einzelfall ist es zulässig, eine
mit einer Entkleidung verbundene körperliche Durchsuchung vorzunehmen. Sie darf bei männlichen
Jugendlichen nur in Gegenwart von Männern, bei weiblichen Jugendlichen nur in Gegenwart von Frau-
en erfolgen. Sie ist in einem geschlossenen Raum durchzuführen. Andere Jugendliche dürfen nicht an-
wesend sein.

(3) Die Anstaltsleitung kann allgemein anordnen, dass Jugendliche in der Regel bei der Aufnahme, vor
oder nach Besuchen sowie vor oder nach jeder Abwesenheit aus der Anstalt nach Absatz 2 zu durch-
suchen sind.

 

§ 39a
Störung und Unterbindung des Mobilfunkverkehrs

Die Anstalt darf technische Geräte betreiben, die unerlaubte Mobilfunkverbindungen auf dem An-
staltsgelände unterbinden oder stören. Sie hat hierbei die von der Bundesnetzagentur gemäß § 55 Ab-
satz 1 Satz 5 des Telekommunikationsgesetzes festgelegten Rahmenbedingungen zu beachten. Der
Mobilfunkverkehr außerhalb des Geländes der Anstalt darf nicht beeinträchtigt werden.

 

§ 40
Maßnahmen zur Feststellung von

Suchtmittelgebrauch

Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt kann die Anstaltsleitung allgemein
oder im Einzelfall Maßnahmen anordnen, die geeignet sind, den Gebrauch von Suchtmitteln festzu-
stellen. Diese Maßnahmen dürfen nicht mit einem körperlichen Eingriff verbunden sein.
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§ 41
Besondere Sicherungsmaßnahmen

(1) Gegen die Jugendlichen können besondere Sicherungsmaßnahmen angeordnet werden, wenn
nach ihrem Verhalten oder aufgrund ihres seelischen Zustandes in erhöhtem Maße die Gefahr der
Entweichung, von Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sachen oder der Selbsttötung oder der
Selbstverletzung besteht.

(2) Als besondere Sicherungsmaßnahmen sind zulässig:

1. Der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenständen,

 

2. die Beobachtung der oder des Jugendlichen,

 

3. die vorübergehende Trennung von allen anderen Jugendlichen bis zu 24 Stunden.

 

 

§ 42
Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen,

Verfahren

(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen ordnet die Anstaltsleitung an. Bei Gefahr im Verzug können
auch andere Bedienstete diese Maßnahmen vorläufig anordnen; die Entscheidung der Anstaltsleitung
ist unverzüglich einzuholen.

(2) Werden Jugendliche ärztlich behandelt oder beobachtet oder gibt ihr seelischer Zustand den An-
lass der Sicherungsmaßnahme, ist vorher eine ärztliche Stellungnahme einzuholen. Ist dies wegen Ge-
fahr im Verzug nicht möglich, wird die Stellungnahme unverzüglich nachträglich eingeholt.

(3) Die Entscheidung wird den Jugendlichen von der Anstaltsleitung mündlich eröffnet und mit einer
kurzen Begründung schriftlich abgefasst.

(4) Besondere Sicherungsmaßnahmen sind in angemessenen Abständen daraufhin zu überprüfen, ob
und in welchem Umfang sie aufrechterhalten werden müssen.

 

Abschnitt XII
Unmittelbarer Zwang

 

§ 43
Begriffsbestimmungen

(1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Personen oder Sachen durch körperliche Gewalt, ihre
Hilfsmittel oder durch Waffen.

(2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare körperliche Einwirkung auf Personen oder Sachen.

(3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind dienstlich zugelassene Fesseln.
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(4) Waffen sind nur dienstlich zugelassene Hiebwaffen.

 

§ 44
Allgemeine Voraussetzungen

(1) Bedienstete dürfen gegen Jugendliche unmittelbaren Zwang anwenden, wenn sie Arrest- und Si-
cherungsmaßnahmen rechtmäßig durchführen und der damit verfolgte Zweck auf keine andere Weise
erreicht werden kann.

(2) Gegen andere Personen als die dem Arrest unterstehenden Jugendlichen darf unmittelbarer Zwang
angewendet werden, wenn sie es unternehmen, Jugendliche zu befreien oder widerrechtlich in die An-
stalt einzudringen, oder wenn sie sich unbefugt darin aufhalten.

(3) Das Recht zu unmittelbarem Zwang aufgrund anderer Rechtsvorschriften bleibt unberührt.

 

§ 45
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

(1) Unter mehreren möglichen und geeigneten Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs sind diejeni-
gen zu wählen, die die einzelne Person und die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beein-
trächtigen.

(2) Unmittelbarer Zwang unterbleibt, wenn ein durch ihn zu erwartender Schaden erkennbar außer
Verhältnis zu dem angestrebten Erfolg steht.

 

§ 46
(aufgehoben)

 

§ 47
Androhung

Unmittelbarer Zwang ist vorher anzudrohen. Die Androhung darf nur dann unterbleiben, wenn die
Umstände sie nicht zulassen oder unmittelbarer Zwang sofort angewendet werden muss, um eine
rechtswidrige Tat, die den Tatbestand eines Strafgesetzes erfüllt, zu verhindern oder eine gegenwärti-
ge Gefahr abzuwenden.

 

Abschnitt XIII
Aufhebung von Maßnahmen und Beschwerde- und Antragsrecht

 

§ 48
Aufhebung von Maßnahmen

(1) Die Aufhebung von Maßnahmen zur Regelung einzelner Angelegenheiten des Arrestes richtet sich
nach den nachfolgenden Absätzen, soweit dieses Gesetz keine abweichende Bestimmung enthält.
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(2) Rechtswidrige Maßnahmen können ganz oder teilweise mit Wirkung für die Vergangenheit und die
Zukunft zurückgenommen werden.

(3) Rechtmäßige Maßnahmen können ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft widerrufen wer-
den, wenn

1. aufgrund nachträglich eingetretener oder bekannt gewordener Umstände die Maßnahmen hät-
ten versagt werden können,

 

2. die Maßnahmen missbraucht werden oder

 

3. Weisungen nicht befolgt werden.

 

(4) Begünstigende Maßnahmen dürfen nach den Absätzen 2 oder 3 nur aufgehoben werden, wenn die
Interessen an der Aufhebung in Abwägung mit dem schutzwürdigen Vertrauen der Betroffenen auf
den Bestand der Maßnahmen überwiegen. Davon ist auszugehen, wenn eine Maßnahme unerlässlich
ist, um die Sicherheit der Anstalt zu gewährleisten.

(5) Der gerichtliche Rechtsschutz bleibt unberührt.

 

§ 49
Beschwerde- und Antragsrecht

(1) Die Jugendlichen können sich mit Wünschen, Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten,
die sie selbst betreffen, an die Anstaltsleitung wenden. Diese wird alsbald das Gespräch mit den Ju-
gendlichen suchen, um die Anliegen mit ihnen zu besprechen. Es sind regelmäßige Sprechstunden
einzurichten.

(2) Das Beschwerde- und Antragsrecht steht auch den Personensorgeberechtigten zu.

(3) Besichtigt ein Vertreter oder eine Vertreterin der Aufsichtsbehörde die Arresteinrichtung, ist zu ge-
währleisten, dass die Jugendlichen sich in Angelegenheiten, die sie selbst betreffen, an diese wenden
können.

(4) Die Möglichkeit einer Dienstaufsichtsbeschwerde bleibt unberührt.

 

Abschnitt XIV
(aufgehoben)

 

§§ 50 bis 58
(aufgehoben)

 

Abschnitt XV
Kriminologische Forschung
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§ 59
Evaluation, Kriminologische Forschung

(1) Die im Arrest durchzuführenden Maßnahmen und Programme für die Jugendlichen sind auf der
Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse zu konzipieren, zu standardisieren und auf ihre Wirksam-
keit hin zu überprüfen.

(2) Der Jugendarrest, insbesondere seine Aufgabenerfüllung und Gestaltung, die Umsetzung seiner
Leitlinien sowie die im Arrest durchzuführende Maßnahmen und Programme und deren Wirkungen auf
die Erreichung des Arrestziels, soll regelmäßig durch einen kriminologischen Dienst, durch eine Hoch-
schule oder durch eine andere Stelle wissenschaftlich begleitet und erforscht werden. § 476 der Straf-
prozessordnung gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass auch elektronisch gespeicherte personenbe-
zogene Daten übermittelt werden können.

 

Abschnitt XVI
Aufbau und Organisation des Jugendarrestvollzuges

 

§ 60
Ausstattung

Personelle Ausstattung, sachliche Mittel und Organisation der Anstalt werden an dem Arrestziel und
den Bedürfnissen der Jugendlichen ausgerichtet.

 

§ 61
Formen des Jugendarrestvollzuges

(1) Der Jugendarrest wird grundsätzlich in der Anstalt vollzogen.

(2) Der Vollzug anderer gerichtlich angeordneter freiheitsentziehender Maßnahmen in der Anstalt ist
in der Regel nicht zulässig. Hiervon darf für begründete Einzelfälle des Jugendvollzuges abgewichen
werden.

(3) Abweichend von Absatz 1 kann der Jugendarrest auch in freien Formen durchgeführt werden.

 

§ 62
Festsetzung der Belegungsfähigkeit, Verbot der Überbelegung, Ausstattung

(1) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfähigkeit der Anstalt so fest, dass eine Einzelunterbrin-
gung während der Ruhezeit gewährleistet ist. Dabei ist zu berücksichtigen, dass für die Jugendlichen
ausreichende Räume für die Maßnahmen und Programme zur Erziehung und Förderung, für Seelsor-
ge, Freizeit, Sport sowie für Besuche zur Verfügung stehen.

(2) Die für den Aufenthalt während der Ruhe- und Freizeit bestimmten Räume sowie die Gemein-
schaftsräume sind jugendgerecht und ihrer Nutzung entsprechend auszugestalten.

(3) Arresträume dürfen nicht mit mehr Jugendlichen als zugelassen belegt werden.
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§ 63
Anstaltsleitung

(1) Die Anstaltsleitung trägt die Verantwortung für den gesamten Arrest und vertritt die Anstalt nach
außen. Sie kann einzelne Aufgabenbereiche auf andere Bedienstete übertragen. Die Aufsichtsbehörde
kann sich die Zustimmung zur Übertragung vorbehalten.

(2) Die Anstaltsleitung ist der Jugendrichterin oder dem Jugendrichter am Orte der Anstalt zu übertra-
gen. Sind dort mehrere tätig, ist Anstaltsleitung die Jugendrichterin oder der Jugendrichter, den die
Aufsichtsbehörde dazu bestimmt.

(3) Die Aufsichtsbehörde kann abweichend von Absatz 2 eine Beamtin oder einen Beamten der Lauf-
bahngruppe 2, zweites Einstiegsamt, zur hauptamtlichen Anstaltsleitung bestellen, welcher oder wel-
chem die Vollzugsleitung nach Absatz 1 übertragen werden kann. Aus besonderen Gründen kann eine
Anstalt auch von einer Beamtin oder einem Beamten der Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt, ge-
leitet werden.

 

§ 64
Bedienstete

Das Personal muss für die pädagogische Gestaltung des Arrestes geeignet und qualifiziert sein. Fort-
bildung sowie Praxisberatung und -begleitung für die Bediensteten sind zu gewährleisten. Den Be-
diensteten wird die Inanspruchnahme der Beratung gemäß § 8b Sozialgesetzbuch VIII und § 4 des Ge-
setzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz vom 22. Dezember 2001 (BGBl. I S. 2975) er-
möglicht.

 

§ 65
Ehrenamtliche Mitarbeiter

Die Arrestanstalt kann ehrenamtliche Mitarbeiter einbeziehen, die in der Lage sind, einen Beitrag zur
Erfüllung des Arrestzieles zu leisten.

 

§ 66
Ärztliche Versorgung

Die ärztliche Versorgung der Anstalt ist sicherzustellen.

 

Abschnitt XVII
Aufsicht, Vollstreckungsplan, Beirat

 

§ 67
Aufsichtsbehörde
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Das für die Justiz zuständige Ministerium führt die Aufsicht über die Anstalt.

 

§ 68
Vollstreckungsplan

Das für Justiz zuständige Ministerium regelt die örtliche und sachliche Zuständigkeit der Anstalt in ei-
nem Vollstreckungsplan durch Rechtsverordnung.

 

§ 69
Beirat

(1) Bei der Anstalt ist ein Beirat zu bilden. Bedienstete dürfen nicht Mitglieder des Beirats sein.

(2) Die Mitglieder des Beirats wirken beratend an der Arrestgestaltung mit. Sie fördern das Verständ-
nis für den Arrest und seine gesellschaftliche Akzeptanz und vermitteln Kontakte zu öffentlichen und
privaten Einrichtungen.

(3) Der Beirat steht der Anstaltsleitung, den Bediensteten und den Jugendlichen als Ansprechpartner
zur Verfügung.

(4) Die Mitglieder des Beirats können sich über die Unterbringung der Jugendlichen und die Gestal-
tung des Arrestes unterrichten und die Anstalt besichtigen. Sie können die Jugendlichen in ihren Räu-
men aufsuchen. Unterhaltung und Schriftwechsel werden nicht überwacht.

(5) Die Mitglieder des Beirats sind verpflichtet, außerhalb ihres Amtes über alle Angelegenheiten, die
ihrer Natur nach vertraulich sind, besonders über Namen und Persönlichkeit der Jugendlichen, Ver-
schwiegenheit zu bewahren. Dies gilt auch nach Beendigung ihres Amtes.

 

Abschnitt XVIII
Schlussbestimmungen

 

§ 70
Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die Rechte

1. auf freie Entfaltung der Persönlichkeit (Artikel 2 Absatz 1 des Grundgesetzes),

 

2. auf körperliche Unversehrtheit und Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 des Grundgesetzes),

 

3. auf ungestörte Religionsausübung (Artikel 4 Absatz 2 des Grundgesetzes),

 

4. sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten (Artikel 5 Absatz 1 des
Grundgesetzes),
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5. auf Unverletzlichkeit des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 des Grundgeset-
zes) und

 

6. auf freie Verfügbarkeit über das Eigentum (Artikel 14 Absatz 1 des Grundgesetzes)

 

eingeschränkt.

 
 


